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Schriftlicher Bericht zu TOP: 
 

„Ungeklärter Datenstrom aus Nordrhein-Westfalen in die USA“ 
 
 
 
 
  



 

Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt die mit 
Anmeldungsschreiben vom 19.06.2026 erbetene Unterrichtung zu dem 
vorbezeichneten Tagesordnungspunkt. 
 
Für die Behauptung eines Datenstroms aus Nordrhein-Westfalen in die Vereinigten 
Staaten von Amerika, der dafür kausal geworden sein soll, dass dem betroffenen 
Bürger dort die Einreise verweigert wurde, haben umfangreiche Nachforschungen im 
Geschäftsbereich der Landesregierung Nordrhein-Westfalen keinerlei Hinweise 
ergeben. Nicht nachvollziehbare Ströme von Daten über Ermittlungs- und 
Strafverfahren sind nicht existent. 
 
 

I. 
 
Bevor hierauf im Einzelnen eingegangen werden soll, gibt das Anmeldeschreiben vom 
19.06.2026 Anlass zu Klarstellungen. Sofern darin mitgeteilt wird, der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen lägen Erkenntnisse dazu vor, weshalb und aufgrund welcher 
Informationslage die US-amerikanischen Behörden Kenntnis von dem in Rede 
stehenden Ermittlungs- und Strafverfahren hatten und es möglicherweise zum Anlass 
genommen haben, der betroffenen Personen die Einreise in die Vereinigten Staaten 
von Amerika zu verweigern, steht dies nicht im Einklang mit dem Bericht zur 
78. Sitzung des Rechtsausschusses am 20.05.2026. Die entsprechende Vorlage 
18/5130 lautet im Wortlaut vielmehr wie nachstehend: 
 

„Dem Ministerium der Justiz liegen keine Erkenntnisse dazu vor, weshalb und 
aufgrund welcher Informationslage die US-amerikanischen Behörden Kenntnis 
von dem in Rede stehenden Ermittlungs- und Strafverfahren hatten und es 
möglicherweise zum Anlass genommen haben, der betroffenen Person die 
Einreise in die Vereinigten Staaten von Amerika zu verweigern. Der 
Geschäftsbereich der Landesregierung Nordrhein-Westfalen ist insoweit nicht 
betroffen.“ 

 
Außerdem wurde der Bürger, dem nach seinen Angaben die Einreise in die USA 
verweigert wurde, entgegen dem Anmeldeschreiben vom 19.06.2026 nicht 
freigesprochen. Hierzu verhält sich die Vorlage 18/5130 wie folgt: 
 

„Das Verfahren ist nach erfolgter Anklageerhebung gegen den v. g. 
Beschuldigten durch Beschluss des Amtsgerichts Köln im Rahmen der 
gerichtlichen Hauptverhandlung […] gemäß § 153 Abs. 2 StPO eingestellt 
worden. Ein Freispruch ist mithin nicht erfolgt.“ 

 
 



 

II. 
 
Zu dem Stand des datenschutzrechtlichen Vorgangs betreffend die verweigerte 
Einreise in die USA habe ich die Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen beteiligt. Sie hat sich dahingehend geäußert, 
dass sich dort 
 

„[…] in der Zwischenzeit keine neuen Erkenntnisse ergeben haben. Neben einer 
Rückfrage bei der datenhaltenden Polizeibehörde haben wir auch Kontakt zum 
Beschwerdeführer aufgenommen, um in Erfahrung zu bringen, ob von dort im 
Rahmen des Einreiseverfahrens Angaben gemacht wurden, die das 
Strafverfahren betrafen oder Rückschlüsse der US-amerikanischen Behörden 
hierauf zuließen.“ 

 
Weder der Staatskanzlei noch den Ministerien des Innern und der Justiz liegen hierzu 
neue Erkenntnisse vor. 
 
 

III. 
 
Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat umfangreiche Nachforschungen 
betrieben, um denkbare Datenübermittlungen an die Vereinigten Staaten von Amerika 
im Vorfeld der verweigerten Einreise nachzuvollziehen. Sie haben sämtlich eine 
entsprechende Datenübermittlung nicht zu belegen vermocht. 
 
In Betracht kam zunächst ein unberechtigter Datenabfluss aus dem Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Justiz, konkret des ITD. Der ITD betreibt das in der zentralen 
Betriebsstelle gelegene Rechenzentrum (RZ) für die Justiz NRW. Dieses befindet sich 
in dem von IT.NRW betriebenen Landesverwaltungsnetz, welches ebenso mit einer 
redundanten Firewall ausgestattet ist wie das RZ selbst. Stattfindender Datenverkehr 
mit dem Internet fließt über eine zentrale Proxyinfrastruktur, die unberechtigten 
Datenverkehr in beiden Richtungen unterbindet. Der ITD baut neben dem von IT.NRW 
zur Verfügung gestellten Monitoring zunehmend eigene Überwachungsmaßnahmen 
aus. Danach deutet nichts darauf hin, dass es hinsichtlich des in dem Zeitungsartikel 
geschilderten Vorfalls zu einem unberechtigten Datenabfluss aus dem vom ITD 
betriebenen RZ gekommen ist. 
 
Abseits unberechtigter Datenabflüsse wurden Möglichkeiten der Weitergabe 
entsprechender Verfahrensdaten im Rahmen der Bearbeitung von 
Ermittlungsverfahren untersucht. So kann im Rahmen der internationalen justiziellen 
Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten eine Übermittlung von Informationen, 
hierunter auch personenbezogenen Daten, dann stattfinden, wenn entweder ein 
ausgehendes Ersuchen an einen anderen Staat gerichtet oder ein eingehendes 
Ersuchen eines anderen Staates hier bearbeitet wird. Der Übermittlungsweg des 
Ersuchens und seiner Beantwortung bestimmt sich dabei im Wesentlichen nach der 



 

jeweiligen völkerrechtlichen Übereinkunft oder nach dem Gesetz über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen, auch soweit dieses Rechtsakte der 
Europäischen Union in nationales Recht umsetzt. Danach ist insbesondere mit 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union in der Regel der unmittelbare Geschäftsweg 
zwischen den jeweiligen Strafverfolgungsbehörden eröffnet. Mit Drittstaaten können 
der justizministerielle Geschäftsweg, der konsularische oder der diplomatische 
Geschäftsweg eröffnet sein. 
 
Eine Übermittlung von Daten in das Ausland im Einzelfall kann sich ferner dann als 
erforderlich erweisen, wenn eine Person über die Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland hinaus zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben wird. 
In diesem Fällen werden die für die Ausschreibung benötigten Daten von der 
jeweiligen Justizbehörde dem Landeskriminalamt zugeleitet, welches die 
erforderlichen Maßnahmen zur Einleitung der internationalen Fahndung veranlasst. 
 
Denkbar, wenn auch nicht naheliegend, wäre grundsätzlich, dass es sich in einem in 
Deutschland geführten Ermittlungsverfahren als erforderlich erwiesen hat, die US-
amerikanischen Behörden im Wege eines Rechtshilfeersuchens um Ermittlungen zu 
bitten. Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn Informationen eines in den 
USA ansässigen Internetproviders benötigt werden oder wenn sich Zeugen oder 
andere Beweismittel in den USA befinden. In diesem Fall wäre der Rechtshilfevorgang 
mit der Beantwortung des Rechtshilfeersuchens erledigt. Eine Information des 
ersuchten Staates über das Ergebnis des Ermittlungs- oder Strafverfahrens findet nicht 
statt. 
 
Ebenfalls nicht grundsätzlich auszuschließen war, dass in Deutschland ein 
Ermittlungsverfahren geführt wird, das seinen Ursprung in Informationen findet, die die 
US-amerikanischen Behörden den deutschen Strafverfolgungsbehörden übermittelt 
haben. Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn die US-amerikanischen 
Behörden im Zuge von dort geführten Ermittlungen auf Datenmaterial stoßen, das auf 
Straftaten hindeutet und der Inhaber dieser Daten sich in Deutschland befindet. Der 
Rechtshilfeverkehr mit den Vereinigten Staaten richtet sich nach verschiedenen 
völkerrechtlichen Übereinkommen. Für die Übermittlung von Rechtshilfeersuchen in 
Strafsachen aus und in die USA gilt der justizministerielle Geschäftsweg. Ein bei dem 
Ministerium der Justiz anhängiger Rechtshilfevorgang ist nicht festgestellt worden. 
 
Aber auch ein polizeilicher Rechtshilfevorgang war nicht feststellbar. Hierzu hat das 
das Ministerium des Innern, das beteiligt wurde, in seinem Beitrag vom 19.05.2026 
Nachstehendes ausgeführt: 
 

„Durch die Polizei NRW wurden die zu dem Betroffenen gespeicherten Daten 
nicht weitergegeben. 
 



 

Weder für das LKA NRW noch für eine andere Polizeibehörde in NRW ist die 
Antwort auf ein polizeiliches Rechtshilfeersuchen im polizeilichen 
Vorgangsdatensystem (ViVA) erfasst.“ 

 
Abschließend hat das Ministerium des Innern, das erneut um Stellungnahme gebeten 
wurde, unter dem 01.07.2026 ausgeführt: 
 

„Das Ministerium des Innern hat bereits in seinem Beitrag vom 18.05.2026 
ausgeführt, dass bislang keine konkreten Hinweise für eine Datenweitergabe 
seitens der Polizei NRW vorliegen. Es liegen dazu auch keine neuen 
Erkenntnisse vor. Im Übrigen verweisen wir daher auf unseren Beitrag.“ 

 
Der Beitrag des Ministeriums des Innern vom 18.05.2026 wurde zum Gegenstand der 
Berichterstattung an den Rechtsausschuss und zur Beantwortung der Mündlichen 
Anfrage Nr. 81 gemacht (zu vgl. die Vorlagen 18/5130 und 18/5238). Darin führt das 
Ministerium des Innern aus, es habe weitere Datenbanken überprüft, und zwar des 
Informationssystems Polizei (INPOL), des polizeilichen Informations- und 
Analyseverbundes (PIAV) sowie des polizeilichen Vorgangsdatensystems (ViVA). Zu 
dem Ergebnis der Überprüfung hat es Nachstehendes mitgeteilt: 
 

„Eine unmittelbare Erkenntnisweitergabe durch das BKA auf der Grundlage 
nordrheinwestfälischer Daten wäre nur aus dem zentral erfassten 
Informationssystem Polizei (INPOL) bzw. Polizeilicher Informations- und 
Analyseverbund (PIAV) Datenbestand möglich. Die in VIVA gespeicherten 
Daten erfüllen jedoch nicht die Kriterien für eine bundesweite Bereitstellung der 
Daten in INPOL bzw. PIAV. Ein Abgleich hat dies bestätigt. Rein vorsorglich 
wurde hierzu das BKA kontaktiert. Dieses hat bestätigt, dass seitens des für die 
Zentrale Rechtshilfe zuständigen Dezernats kein Informationsaustausch mit 
den USA im Zusammenhang mit der betroffenen Person stattgefunden hat.“ 

 
Selbst abseits des Zuständigkeitsbereichs der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
hat das Ministerium des Innern überprüft, ob Europol die Daten an die Vereinigten 
Staaten von Amerika übermittelt haben könnte. Die Überprüfung endete mit dem 
Ergebnis, dass dies nicht der Fall ist: 
 

„Auch eine Übermittlung seitens Europol kann ausgeschlossen werden. Die 
Mitgliedsländer der EU stellen den jeweils anderen Staaten personenbezogene 
Informationen über das Europol Information System (EIS) zur Verfügung. 
Voraussetzung in Deutschland für eine Meldung an das EIS ist, dass die 
Information zunächst in PIAV zur Verfügung stehen. Dies ist hier jedoch nicht 
der Fall (s.o.). Eine Recherche in EIS hat dies bestätigt. Zu der hier 
maßgeblichen Person sind dort keine Erkenntnisse erfasst.“ 

 
Auch die Staatskanzlei hat Fehlanzeige erstattet. 
 



 

Schließlich kam in Betracht, dass Informationen im Rahmen der Bearbeitung von 
Verfahren an die Vereinigten Staaten von Amerika gelangt sein könnten, die aus 
Meldungen des US-amerikanischen National Center for Missing and Exploited 
Children (NCMEC) resultieren. Um eine schnellstmögliche Zuordnung des in Bezug 
genommenen Sachverhalts zu ermöglichen, hat das Ministerium der Justiz die Zentral- 
und Ansprechstelle Cybercrime Nordrhein-Westfalen (ZAC NRW) um Mitteilung 
gebeten, ob der Sachverhalt – soweit dies zu diesem Zeitpunkt ohne weitere zur 
Verfügung stehenden Informationen wie Personalien oder Aktenzeichen 
nachvollzogen werden konnte – dort bekannt sei, was indes verneint worden ist. 
 
 

IV. 
 
Auch allenfalls theoretisch denkbare Hergänge wurden einer Prüfung unterzogen, 
jedoch verworfen. Die Möglichkeit eines Austauschs von Informationen mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens bzw. 
die Erhebung einer Anklage erscheinen auf der Grundlage des geltenden 
Rechtsrahmens für den hiesigen Geschäftsbereich entweder als ausgeschlossen oder 
betrifft den Geschäftsbereich der Landesregierung Nordrhein-Westfalen nicht. 
 
§§ 12 ff. des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG) sowie 
die Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) erlauben Mitteilungen an 
inländische Behörden. Allein in Strafsachen gegen Angehörige ausländischer 
Konsulate ist nach Nummer 41 MiStra auf Grundlage des Artikels 42 des Wiener 
Übereinkommens über konsularische Beziehungen und § 16 EGGVG eine Mitteilung 
an die Leitung der konsularischen Vertretung bzw. das Auswärtige Amt vorgesehen. 
Der Landesregierung Nordrhein-Westfalen sind keine Hinweise bekannt, die darauf 
hindeuten, dass es sich bei der betroffenen Person um einen Angehörigen eines 
ausländischen Konsulats handelt. 
 
Gerichte und Behörden haben gemäß § 20 Absatz 1 Bundeszentralregistergesetz 
(BZRG) dem Bundesamt für Justiz als Registerbehörde die in den §§ 4 bis 19 BZRG 
bezeichneten Entscheidungen, Feststellungen und Tatsachen mitzuteilen. 
Strafnachrichten über Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, werden durch das Bundesamt für 
Justiz der Registerbehörde des Mitgliedstaates übermittelt, dessen 
Staatsangehörigkeit die verurteilte Person besitzt (§ 57a Absatz 1 BZRG). Der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen sind keine Hinweise bekannt, die darauf 
hindeuten, dass die betroffene Person die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt. Eine Mitteilung durch das Bundesamt 
für Justiz läge nicht im Geschäftsbereich der Landesregierung Nordrhein-Westfalen. 
 
Da die Vereinigten Staaten von Amerika kein Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
sind, haben sie keinen Zugriff auf das auf der Grundlage des Rahmenbeschlusses 
2009/315/JI des Rates vom 26. Februar 2009 über die Durchführung und den Inhalt 



 

des Austauschs von Informationen aus dem Strafregister zwischen den 
Mitgliedstaaten errichtete Europäische Strafregisterinformationssystem (ECRIS – 
European Criminal Records Information System). Zudem erlaubt dieses ausschließlich 
den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedsstaaten sowie dem Vereinigten 
Königreich über rechtskräftigen Verurteilungen, die in den nationalen Strafregistern 
gespeichert werden, was bei Freisprüchen ebenso wenig nicht der Fall ist wie bei 
Verfahrenseinstellungen gemäß § 153 Absatz 2 StPO. Entsprechendes gilt für das mit 
der Verordnung (EU) 2019/816 (ECRIS-TCN-Verordnung) vom 17. April 2019 
eingerichtete Europäische Strafregisterinformationssystem – Drittstaatsangehörige 
(ECRIS-TCN – European Criminal Record Information System for Third Country 
Nationals"). Im Übrigen richtet sich die Erteilung von Registerauskünften durch das 
Bundesamt für Justiz an ausländische sowie über- und zwischenstaatliche Stellen 
nach § 57 BZRG und läge außerhalb des Geschäftsbereichs der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen. 
 
Das Bundesamt für Justiz führt gemäß § 492 Absatz 1 StPO das Zentrale 
staatsanwaltschaftliche Verfahrensregister (ZStV). In das Register sind gemäß § 492 
Absatz 2 Satz 1 StPO in Verbindung mit § 4 der Verordnung über den Betrieb des 
Zentralen Staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregisters (ZStVBetrV) insbesondere die 
Personendaten des Beschuldigten sowie Angaben zum Verfahren und der 
zugrundeliegenden Straftat einzutragen. Auskünfte aus dem ZStV erhalten die in § 6 
Absatz 1, 2 ZStVBetrV genannten Stellen, darunter insbesondere die Polizeibehörden, 
soweit sie strafverfolgend tätig sind, und das Bundeskriminalamt, soweit dies im 
Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1 oder § 7 
Absatz 1 und 2 des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG) erforderlich ist (§ 492 Absatz 
3 Satz 3 StPO). Soweit die Staatsanwaltschaften zur Mitteilung bestimmter Personen- 
und Verfahrensdaten an das Zentrale staatsanwaltschaftliche Verfahrensregister 
(ZStV) verpflichtet sind, liegt die Zulässigkeit der Erteilung von Auskünften an die in 
§ 492 Absatz 3 der Strafprozessordnung (StPO) genannten – inländischen – Behörden 
in der Verantwortung des Empfängers bzw. des Bundesamts für Justiz als 
Registerbehörde (§ 492 Absatz 5 StPO). Ein denkbarer Datenaustausch mit den USA 
läge mithin außerhalb des Geschäftsbereichs der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen. 
 
Die von den Staatsanwaltschaften verwendete Anwendung MESTA unterhält zur 
Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungspflichten folgende Schnittstellen zu – außerhalb 
des Geschäftsbereichs der Landesregierung Nordrhein-Westfalen tätigen – 
Bundesbehörden: 
 

• Bundesamt für Justiz (Bundeszentralregister, Gewerbezentralregister, 
Zentrales Staatsanwaltschaftliches Verfahrensregister), 

 
• Kraftfahrt-Bundesamt (Fahreignungsregister), 

 



 

• Bundesverwaltungsamt (Ausländerzentralregister), 
 

• Bundeskriminalamt (INPOL), 
 

• Bundespolizei (Einleitbehörden-Schnittstelle) und 
 

• Bundesamt für Logistik und Mobilität (BALM). 
 
Inwieweit die vorgenannten Kommunikationspartnern übermittelte Daten 
internationalen Partnern zur Verfügung stellen, ist hier nicht bekannt. 
 
 

V. 
 
Der ITD hat erfolgreich erhebliche Anstrengungen unternommen, um Transparenz, 
Nachvollziehbarkeit und Kontrolle staatlicher Datenflüsse zu verbessern.  
 
So hat der ITD kürzlich Protokollierungsserver zur Erfüllung der Anforderungen von 
§ 76 BDSG in Betrieb genommen. Diese Maßnahme macht automatisierte 
Datenverarbeitung in Form von Erhebung, Abfrage, Veränderung oder Löschung 
personenbezogener Daten durch den ITD transparent und nachprüfbar. Es handelt 
sich um ein effektives Werkzeug der Datenschutzbeauftragten zur 
Missbrauchsbekämpfung. 
 
Zudem hat der ITD (auch mit Unterstützung durch IT.NRW) bereits jetzt weitreichende 
Maßnahmen eingeführt, die das Risiko eines Datenverlustes beschränken. Der ITD 
baut dessen ungeachtet zusätzlich ein sog. SIEM (Security Information and Event 
Management) auf, um das hohe Schutzniveau auch intern noch besser zu 
gewährleisten. Dieses System dient der umfassenden Analyse und Auswertung intern 
genutzter Daten (Log-Dateien), insbesondere zur Auswertung der Interaktion 
eingesetzter Systeme. 
 
Zusätzlich modernisiert der ITD zunehmend das System der Standortfirewalls der 
einzelnen Justizstandorte. Die Justizstandorte sind in erheblichen Teilen auf ein neues 
Firewallsystem umgestellt, das eine weitergehende Bandbreitenkontrolle ermöglicht. 
Dieser Ausbau wird kontinuierlich fortgesetzt. Seit drei Jahren findet zudem ein 
Management Review für die zentralen Firewalls um das RZ statt, bei dem die 
Funktionsweise des Systems geprüft wird, um potentielle Datenabflüsse verhindern zu 
können. 
 
Das vom ITD betriebene RZ verfügt überdies bereits seit 2021 über ein Zertifikat nach 
der ISO 27001. Damit geht zwingend ein sog. kontinuierlicher Verbesserungsprozess 
einher, in dem auf jährlicher Basis bestehende Risiken für die Informationssicherheit 
systematisch und strukturiert analysiert, bearbeitet und behandelt werden. 



 

 
Für etwaigen Befall von Schadsoftware verfügt der ITD über eine eigens eingerichtete 
sog. Sandboxing-Umgebung, in der in einem geschützten und abgekapselten Bereich 
Verdachtsfälle forensisch untersucht werden können. Zudem besteht eine bewährte 
Zusammenarbeit mit dem CERT NRW (Computer Emergency Response Team), 
anlassbezogen mit dem MIRT (Mobile Incidence Resonse Team) sowie der Zentralen 
Ansprechstelle für Cybercrime (ZAC NRW). Durch die bestehenden internen 
Auswertungsmöglichkeiten zur Analyse von Datenabflüssen und dem hohen Ausmaß 
zur Verfügung stehender Kompetenz zur forensischen Analyse möglicher 
Verdachtsfälle sieht sich der ITD in diesem Bereich gut aufgestellt. 
 
Vorbeugend führt der ITD Schwachstellenscans durch. Dabei handelt es sich um eine 
Untersuchung der eigenen IT-Infrastruktur, die dazu dient, potentielle Defizite zu 
identifizieren. Trotz dieser umfänglichen Maßnahmen sind auch insoweit keine Mängel 
erkennbar, die auf einen unberechtigten Datenabfluss in die USA hindeuten könnten. 
 
Der ITD ist beauftragt, die bestehende ISO-Zertifizierung des RZ in ein ISO-Zertifikat 
27001 auf Basis von IT-Grundschutz nach den Regeln des BSI zu überführen. 
 
Weitere konkrete Schritte erscheinen nicht erforderlich, da nach den obigen 
Ausführungen Anhaltspunkte für einen unberechtigten Datenfluss nicht ersichtlich 
sind. 
 
Zutreffend ist vielmehr, dass es nicht nachvollziehbare Datenströme nicht gibt. Der 
Betrieb der justiziellen Kernanwendungen in einem justizeigenen Rechenzentrum ist 
ein Musterbeispiel für digitale Souveränität. 
 
Das Ministerium des Innern hat sich unter dem 01.07.2026 zu dem 
Anmeldungsschreiben vom 19.06.2026 wie folgt geäußert: 
 

„Auch in Bezug auf den neuen Antrag kann darauf hingewiesen werden, dass 
aufgrund der Annahme, dass hier kein Datenfluss seitens der Polizei NRW 
erfolgt ist, kein Anlass zu Überprüfungen bzw. Verbesserungen zu erkennen 
ist.“ 

 
 

VI. 
 
In Ermangelung einer näheren Kenntnis des Sachverhalts kann eine 
Datenübertragung auf der Grundlage einer Einwilligung des betroffenen Bürgers nicht 
vollständig ausgeschlossen werden. Zu dem Ergebnis seiner Recherchen in öffentlich 



 

verfügbaren Datenbanken hat das Ministerium des Innern unter dem 18.05.2026 
Nachstehendes mitgeteilt: 
 

„Nach einer OSINT-Recherche hat sich die Person zeitweise auch in Singapur 
und den Niederlanden aufgehalten.“ 

 
Ob und gegebenenfalls welche Informationen den Behörden dieser Länder auf 
welchem Weg zur Kenntnis gelangt sind und möglicherweise an die US-
amerikanischen Einreisebehörden weitergegeben wurden, entzieht sich der Kenntnis 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen. 
 
Weitere Möglichkeiten, für die diesseits ebenfalls keine Anhaltspunkte vorliegen, 
wären Datenweitergaben durch am Strafverfahren Beteiligte einschließlich des 
Beschuldigten oder eventueller Verteidiger. So wäre es ohne weiteres denkbar, dass 
auch Beschuldigte oder Verteidiger durch das Speichern von Verfahrensdaten in einer 
unsicheren Cloud oder den Versand durch einfache E-Mail ungewollt einen 
Datenzufluss bei US-Behörden ausgelöst haben könnten. 
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